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VERTRAG

betreffend

Ausrichtung einer Finanzhilfe in Form eines Betriebsbeitrages / 

Festlegung von Leistungen und deren Abgeltungen
Der Kanton Basel-Stadt, nachfolgend Kanton genannt,

vertreten durch das XY-Departement,

und

die X, nachfolgend Trägerschaft genannt, vertreten durch XX,
schliessen den vorliegenden öffentlich-rechtlichen Vertrag.

Laufzeit: … bis ….

1 Gegenstand des Vertrages

Der vorliegende Vertrag regelt die finanzielle Unterstützung der Aktivitäten der Trägerschaft durch den Kanton Basel-Stadt und die erbrachten Leistungen der Trägerschaft.
2 
Grundlagen 

1 Der vorliegende Vertrag stützt sich auf:

a) folgende rechtliche Grundlagen:

1. Staatsbeitragsgesetz (StBG SG 610.500);
2. Gesetz über den kantonalen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz und zugehörige –Verordnung (SG 610.100 und SG 610.110);

3. Finanz- und Verwaltungskontrollgesetz FVKG (SG 610.200);

4. Gesetz über die Information und den Datenschutz (Informations- und Datenschutzgesetz, IDG, SG 153.260);
5. evtl. weitere Bestimmungen.
b) folgende Grundlagen der Trägerschaft:

1. Statuten der Trägerschaft;

2. Leitbild der Trägerschaft vom xx.xx.xxxx;
3. Strategie der Trägerschaft.


4. evtl. weitere Bestimmungen.

2 Die Parteien teilen die Auffassung, dass diese Grundlagen mit vorliegendem Vertrag vereinbar sind.

3 Die Trägerschaft informiert den Kanton / das Departement schriftlich über beabsichtigte Änderungen und Anpassungen der unter b) aufgeführten Grundlagen.
3 
Leistungen 

3.1 Leistungen der Trägerschaft

Die von der Trägerschaft im Interesse / im Auftrag des Kantons zu erbringenden Leistungen umfassen:

a) Inhalt der Leistungen (z. B. wöchentliche Beratungen für suchtmittelabhängige Personen); 

b) Zielgruppe;

c) Öffnungszeiten;

d) Weiteres;
e) Details zu den Leistungen sind im Anhang 1 umschrieben.

3.2 Leistungen des Kantons 

1 Der Kanton gewährt der Trägerschaft eine Finanzhilfe / eine Abgeltung in der Höhe von xxx Franken / für einen Tarif in der Höhe von xxx Franken pro yyy. 
Variante 1:

2 Die Finanzhilfe / Abgeltung wird während des laufenden Vertrags der Teuerung angepasst. Die Anpassung an die Teuerung richtet sich nach der Personalteuerung beim Kanton und wird auf den Personalkosten entsprechend dem Finanzierungsanteil des Kantons gewährt. 

Variante 2:
2 Evtl. andere Bestimmungen bei Vollzugsaufgaben des Bundes oder bei bi- oder mehrkantonalen Vereinbarungen. 
3 Die Finanzhilfe / Die Abgeltung wird wie folgt ausgerichtet:
(Beschreibung der Zahlungsbedingungen)

3.3 Übrige Finanzierungsmöglichkeiten 
1 Die Trägerschaft verpflichtet sich, Dritte zur Mitfinanzierung heranzuziehen und diese Möglichkeit bestmöglich auszuschöpfen. Der Kanton / Das Departement unterstützt die diesbezüglichen Bemühung​en nach seinen Möglichkeiten.
2 Falls möglich, Höhe der Drittmittel beziffern.
4 Rechnungswesen/Controlling

4.1 Auskunftspflicht und Berichterstattung

1 Der Vertrag basiert auf transparenten Informationen zur Planung und Rechnung unter Beachtung der Grundsätze der Zuverlässigkeit, Wesentlichkeit, Verständlichkeit und Vergleichbarkeit.

2 Die Trägerschaft erteilt dem Departement und der Finanzkontrolle vor der Gewährung der Finanzhilfe / der Abgeltung und während der Dauer des Vertrages alle erforderlichen Auskünfte und gibt Einsicht in den Betrieb sowie in die leistungsseitigen und die finanziellen Verhältnisse.

3 Sie dokumentiert das Departement jährlich mit folgenden Informationen zur betrieblichen Organisation und der finanziellen Lage:

a)  Jahresbericht

b)  Jahresrechnung des Betriebs und der Trägerschaft, bestehend aus Bilanz inkl. Anhang und Erfolgsrechnung 
c)  Revisionsbericht

d)  Budget (evtl. bis wann)

e)  Finanzplan (evtl. bis wann)

f)  Kosten- und Leistungsrechnung

g)  Ausweis über die erbrachten und zu erbringenden Leistungen gemäss Ziffer 3.1
h)  Ausweis über die Zielerreichung gemäss Anhang 1

i)  Statistische Kennzahlen 

j)  unterjähriges Reporting

k)  Weiteres

4 Die Rechenschaftsberichte werden innert XX Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres eingereicht.  

5 Die Trägerschaft berichtet dem zuständigen Departement unverzüglich, wenn sich Rahmenbedingungen ändern oder Zwischenfälle ereignen, welche die vorgesehene Leistung gefährden oder sie als weniger sinnvoll und berechtigt erscheinen lassen.

6 Die Trägerschaft berichtet, wenn die Rechnung vom zuständigen Organ zurückgewiesen wird oder Vorstands- und Geschäftsleitungsmitglieder ab​gewählt oder entlassen werden.
4.2 Controlling und Evaluation 

1 Die Trägerschaft sorgt für ein angemessenes Leistungscontrolling. 
2 Das Departement bzw. die Abteilung (auf die weitere Nennung der Fachabteilung wird im weiteren Verlauf des Dokumentes verzichtet) kann eigene oder externe Bedarfs-, Leistungs- und Wirkungsevaluationen durchführen.

3 Das Departement überprüft einmal jährlich, ob die Aufgabe vereinbarungsgemäss erfüllt worden ist.

4 Die Trägerschaft verpflichtet sich, während der Vertragsdauer dem zuständigen Departement auf Anfrage in einem vertretbaren Rahmen weitere Informationen zur Verfügung zu stellen.
4.3 Buchführung und Rechnungslegung 

1 Die Trägerschaft verpflichtet sich, eine ordnungsgemässe Buchhaltung zu führen. Über die kaufmännischen Grundsätze betreffend Rech​nungslegung gemäss Schweizerischen Obligationenrecht hinaus werden der Trägerschaft folgende Pflichten betreffend Rechnungsführung auferlegt:
a) Anwendung von branchentypischen Rechnungslegungsgrundsätzen (sofern bestehend); anstelle eines Branchenstandards ist auch die Anwendung von anerkannten Rechnungslegungsstandards wie Swiss GAAP FER zulässig.

b) evtl. weitere Bestimmungen
2 Folgende Offenlegungen sind vorzunehmen:  

a) Aktivierungsgrenzen

b) Abschreibungsmethode und Nutzungsdauer

c) Bildung, Auflösung und Verwendung von Rückstellungen

d) Zweck und Transaktion bei zweckgebundenen Spenden, Legaten, Forschungsgeldern usw.

e) Angabe zur Verbuchung von erhaltenen Investitionsbeiträgen

f) Information zum Zweck und den Transaktionen mit ausgelagerten (aber nicht konsolidierten) Finanzierungsmittel und Fonds

g) Bildung und Verwendung von Reserven im Eigenkapital

h) Angabe von Eventualverbindlichkeiten wie Garantieverpflichtungen und Bürgschaften

i) Informationen über sonstige Transaktionen, die nicht über die Bilanz und Erfolgsrechnung laufen

4.4 Kosten- und Leistungsrechnung 
Variante 1:
1Die Trägerschaft führt eine Kosten- und Leistungsrechnung, da der Kanton eine oder mehrere spezifische Leistungen der Trägerschaft bezieht. 
Wahlmöglichkeit für Staatsbeiträge bis 1 Mio. Franken p.a. (für Staatsbeiträge ab 1 Mio. Franken p.a. ist erster Punkt auszuwählen):
2Die Trägerschaft führt die Kostenrechnung im herkömmlichen Sinn.
oder: 

2Die Trägerschaft wendet Pauschalsätze für die Umlagen an.

3Die Trägerschaft wendet folgende branchentypische Vorgaben zur Kosten- und Leistungsrechnung an:

a)  CURAVIVA

b)  H+/REKOLE

c)  evtl. Weitere
d) Es liegen keine branchentypischen Vorgaben vor
Variante 2:
1Auf eine separate Kosten- und Leistungsrechnung wird verzichtet, da der Kanton einen Pauschalbeitrag an die gesamte Trägerschaft gewährt.  
 4.5 Revision 
1 Über die kaufmännischen Grundsätze betreffend die Revisionspflichten gemäss Schweizerischen Obligationenrecht hinaus werden der Trägerschaft folgende Pflichten betreffend Revision auferlegt:

Variante 1:

Für Finanzhilfen / Abgeltungen ist eine eingeschränkte Revision gemäss den Vorgaben des Aktienrechtes durchzuführen. 
Variante 2:

Für Finanzhilfen / Abgeltungen ist eine ordentliche Revision gemäss den Vorgaben des Aktienrechtes durchzuführen.
2 Die Finanzkontrolle ist berechtigt, zusätzliche Prüfungen vorzunehmen.

3 Das Departement kann für die Prüfung der Kosten- und Leistungsrechnung eine externe Person beauftragen. Die Kosten der externen Prüfung werden zwischen der Trägerschaft und dem Kanton je zur Hälfte getragen.
5 Bildung und Auflösung von Rücklagen 
1 Gewinne und Verluste, die auf Betriebsbeiträgen basieren, sind als Rücklagen gesondert auszuweisen. 

2 Die Höhe der Rücklagen am Jahresende darf die Hälfte des jährlichen Betriebsaufwandes nicht übersteigen. Bei Überschreitung dieser Höhe ist folgende Massnahme vorgesehen:

Variante 1:

Rückzahlung der Finanzhilfe / der Abgeltung (allenfalls weitere Angaben wie z.B. der Rückzahlungstermin)

Variante 2:

Anpassung der Finanzhilfe / der Abgeltung (allenfalls weitere Angaben wie zum Beispiel ab welchem Zeitpunkt)

Variante 3:
Andere Massnahmen

3 Die Trägerschaft ist dafür besorgt, dass den Rücklagen auf der Aktivseite der Bilanz die entsprechenden verfügbaren Mittel gegenüberstehen bzw. dass diese gebunden sind.
4 Eine Auflösung der Rücklagen ohne Ausgleich eines defizitären Betriebsergebnisses ist grundsätzlich möglich. Dabei gelten aber folgende Bedingungen:

a)  Die Rücklagen müssen innerhalb des Zwecks der vertraglichen Grundlage verwendet werden. 
b) Die Trägerschaft kann bis zu einem Betrag von 50‘000 Franken innerhalb der Vertragsperiode Ausgaben zu Lasten der Rücklagen tätigen. Sie informiert das Departement über die Ausgaben.
c) Ab einem Betrag von 50‘000 Franken innerhalb der Vertragsperiode ist die schriftliche Zustimmung des Departements erforderlich.
6 Gültigkeit, Änderung, Auflösung und Beendigung 

6.1
Zustandekommen

Dieser Vertrag kommt mit der beidseitigen Unterzeichnung zustande und steht seitens des Kantons / des Departements unter dem Vorbehalt der Genehmigung der zuständigen Behörde.

6.2
Änderungen und Ergänzungen

1 Spätere Gesetzesänderungen gehen diesem Vertrag vor.

2 Die Parteien können den Vertrag im Rahmen ihrer Kompetenzen jederzeit einvernehmlich ändern bzw. ergänzen. Sie halten die Änderungen und/oder Ergänzungen schriftlich fest.

3 Beide Parteien verpflichten sich, während der Vertragsdauer zu Vertragsänderungen und –ergänzungen Hand zu bieten, die auf Grund veränderter Verhältnisse notwendig werden. 
6.3
Auflösung des Betriebes

Bei einer Auflösung des Betriebes sind die noch vorhandenen Mittel, die aus staatlichen Leistungen entstanden sind, dem Kanton zurückzuerstatten. Im Zweifel sind die Mittel auf die unterstützenden Gemeinwesen und auf die Trägerschaft nach Massgabe der erbrachten Mittel (Staatsbeiträge/Sacheinlagen usw. einerseits, Eigenmittel/Spenden usw. andererseits) proportional aufzuteilen.

6.4
Nichteinhaltung oder mangelhafte Erfüllung des Vertrages 
Variante 1:

1 Bei Nichteinhaltung des Vertrages bzw. bei Nicht- oder mangelhafter Erfüllung der unterstützten oder übertragenen Aufgabe trotz Mahnung oder bei unrichtigen oder unvollständigen Angaben bestimmt der Kanton / das Departement über die Folgen wie ausserordentliche Kündigung, Anpassung der Finanzhilfe / Abgeltung und Rückforderung. 

Variante 2:

1 Bei Nichteinhaltung des Vertrages bzw. bei Nicht- oder mangelhafter Erfüllung der unterstützten oder übertragenen Aufgabe trotz Mahnung oder bei unrichtigen oder unvollständigen Angaben wird auf der Erfüllung der Aufgabe mit allenfalls abgeänderten Bedingungen und Auflagen beharrt.

6.5
Beendigung

1 Dieser Vertrag dauert vom xx.xx.xxxx bis zum xx.xx.xxxx. Er kann erneuert werden. Die Trägerschaft hat das Gesuch um eine allfällige Erneuerung mindestens ein Jahr vor Ablauf des Vertrags einzureichen.
2 Als Beitrag zur Sanierung des kantonalen Finanzhaushalts kann der Kanton / das Departement nach Anhörung der Finanzkommission den vorliegenden Vertrag unter Einhaltung einer angemessenen Kündigungsfrist vorzeitig kündigen und neu verhandeln.
7 Weitere Bestimmungen

7.1
Anstellungsbedingungen 
Für die Bemessung der Finanzhilfe / der Abgeltung werden höchstens diejenigen Kosten angerechnet, die der Kanton für eine vergleichbare Tätigkeit vergütet. Insbesondere gilt dies für die Anstellungsbedingungen der Trägerschaft. 
7.2 Lohngleichheit von Frauen und Männern

Die Einhaltung der Lohngleichheit von Frauen und Männern durch die Trägerschaft ist Voraussetzung für eine korrekte Vertragserfüllung. Der Kanton kann die Einhaltung der Lohngleichheit von Frauen und Männern kontrollieren und zu diesem Zweck Dritte beauftragen. Die Trägerschaft ist verpflichtet, an einer solchen Kontrolle unter Anwendung des Standard-Analyse-Tools Logib mitzuwirken und die erforderlichen Daten und Informationen innert angemessener Frist unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 
7.3
Vertretung der Geschlechter

Wenn der Staatsbeitrag mehr als 50% der Betriebskosten ausmacht und den Betrag von 200‘000 Franken p.a. übersteigt, ist mindestens eine Drittelsvertretung beider Geschlechter in Strategie- bzw. Aufsichtsgremien der Trägerschaft anzustreben.
7.4
Investitionen

Führen geplante Investitionen zu einem Erhöhungsantrag der bisher gewährten Finanzhilfe / der bisher gewährten Abgeltung, so braucht die Trägerschaft vor Aufnahme der Detailplanung die Zustimmung des Kantons / des Departements. 
7.5
Datenschutz
Variante 1 (für Abgeltungen):
1 Der Datenschutz ist entsprechend dem auf die Trägerschaft anwendbaren Recht zu gewährleisten (IDG oder spezialgesetzliche Regelung).
2 Die Trägerschaft unterliegt der Verschwiegenheitspflicht gemäss § xx (jeweils anwendbare gesetzliche Regelung nennen).  
Variante 2 (für Finanzhilfen):
1 Der Datenschutz ist entsprechend dem auf die Trägerschaft anwendbaren Recht zu gewährleisten (DSG).
2 Die Trägerschaft unterliegt in folgenden Fällen einer vertraglich vereinbarten Verschwiegenheitspflicht.  
7.6
Verjährung

1 Forderungen aus dem Vertrag verjähren fünf Jahre nach ihrer Entstehung.

2 Leitet sich der Anspruch aus einer strafbaren Handlung ab, für die das Strafrecht eine längere Verjährungsfrist vorsieht, so gilt diese.
7.7
Verhalten im Konfliktfall

Die Parteien versuchen, allfällige Streitigkeiten einvernehmlich zu lösen.
7.8 Gerichtsstand

Der Gerichtsstand ist Basel.
7.9 Anwendbares Recht

Dieser Vertrag untersteht schweizerischem Recht.
7.10 Kontaktpartner und Zustelladresse

Für alle Korrespondenz, die sich aus diesem Vertrag ergibt, wird für das Departement die Leitung der Abteilung XXX des Ressorts XXX als Kontaktpartner und Zustelladresse bezeichnet.

8 Anhang

Der Anhang samt Beilagen ist integrierter Bestandteil dieses Vertrages. Er umfasst folgenden Inhalt:

a) Leistungen der Trägerschaft (Anhang 1)
b) xxx(Anhang 2)
c) xxx(Anhang 3)
Dieser Vertrag wird in drei Originalen ausgefertigt und unterzeichnet. Beide Vertragsparteien erhalten je eines, ein Original ist für das Staatsarchiv bestimmt.
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